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1.
Einleitung 

Kinder und Jugendliche haben nach dem Kindschaftsrecht ein Recht auf den Umgang mit beiden Eltern und umgekehrt haben die Eltern die Pflicht diesen Umgang zu fördern (§ 1684 I – IV BGB).

Andere dem Kind oder Jugendlichen besonders verbundene Personen (z.B. Großeltern, Geschwister, Pflegeeltern) haben nach § 1685 I – III BGB ebenfalls ein Recht auf Umgang.

Laut § 18 III SGB VIII haben Kinder und Jugendliche sowie Eltern und andere Umgangsberechtigte Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der Ausübung des Umgangsrechts.

Das Recht des Kindes auf Beziehungs- und Kontaktpflege zum getrennt lebenden Elternteil ist zu achten, soweit seine Ausübung nicht dem Wohl des Kindes widerspricht (vgl. Art. 9 Abs. 3 UN-KRK) § 1684.

Eltern und andere Umgangsberechtigte sowie Kinder und Jugendliche sollen durch die Erziehungs- und Jugendberatungsstelle darin unterstützt werden, eine Umgangsregelung zu finden, die Kindeswohl und Kindeswille berücksichtigt.

In den folgenden Ausführungen werden die Rahmenbedingungen und das Vorgehen bei der Regelung der Umgangskontakte dargestellt, unter Berücksichtigung der deutschen Standards zum Begleiteten Umgang (2007).

2.
Zugang

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, auf welche Weise die Umgangsregelung an der Beratungsstelle initiiert wird, Voraussetzung dafür ist, dass das Kind im Landkreis Nürnberger Land wohnt:
· Die Eltern haben sich im Rahmen eines familiengerichtlichen Verfahrens darauf geeinigt, sich an die Erziehungs- und Jugendberatungsstelle zu wenden.


· Es gibt einen entsprechenden familiengerichtlichen Beschluss
ohne Konsens der Eltern.


· Das Amt für Familie und Jugend legt Eltern in entsprechenden Fällen nahe, sich an die Erziehungs- Jugendberatungsstelle zu wenden. 


· Eltern oder ein Elternteil melden sich aus eigener Initiative oder auf Anraten eines Dritten bei der Erziehungs- und Jugendberatungsstelle.

3.
Rahmenbedingungen
3.1
Räumliche Ausstattung

Die Erziehungsberatungsstelle ist in Lauf, Altdorf und Hersbruck vertreten. 
In Lauf und Altdorf stehen entsprechend ausgestattete Spielzimmer zur Verfügung, welche den Erfordernissen eines Umgangskontaktes gerecht werden. Das Spielmaterial ist auf die verschiedenen Interessenslagen und Altersgruppen der Kinder abgestimmt.

In Hersbruck sind Umgangskontakte vor allem aufgrund der räumlichen Ausstattung nur bedingt möglich.

3.2
Zeiten

Gesprächstermine wie auch Umgangskontakte finden üblicherweise während der Öffnungszeiten der Beratungsstelle statt. Darüber hinausgehende Vereinbarungen bedürfen der Absprache mit den Fachkräften.

Die Dauer der einzelnen Kontakte und deren zeitliche Frequenz variieren individuell und werden soweit organisatorisch und von der Kapazität her möglich, den Gegebenheiten der jeweiligen Familie angepasst. 

4.
Leistungsformen und Leistungsziele
4.1
Unterstützter Umgang
Unterstützter Umgang erfolgt bei Familiensituationen, in denen keine unmittelbaren oder nur geringe Risiken für das Kind ersichtlich sind. Dies ist z.B. eine Kontaktanbahnung zwischen Kind und Elternteil nach einer längeren Umgangsunterbrechung. Eine Beratung an der Erziehungs- und Jugendberatungsstelle  erfolgt nach Bedarf.
4.2
Begleiteter Umgang 

Begleiteter Umgang stellt eine zeitlich befristete Leistung der Jugendhilfe 
dar, bei starken Konflikten auf der Eltern-Kind-Ebene, die eine indirekte Kindeswohlgefährdung vermuten lassen. Mögliche Ziele des Begleiteten Umgangs sind Anbahnung, Wiederherstellung, Praktizierung, Unterstützung und Förderung der Beziehung eines Kindes zum getrennt lebenden Elternteil.
Der Umgangsbegleiter (Fachkraft der Beratungsstelle) ist verfügbar und moderiert die Umgangskontakte. Eine flankierende Beratung der Eltern und des Kindes bzw. der Kinder zur Verbesserung der Beziehungsqualität in der Familie ist Schwerpunkt dieser Umgangsform.

4.3
Beaufsichtigter Umgang

Der Beaufsichtigte Umgang erfolgt bei direkter Gefährdung des Kindeswohls während des Umgangskontaktes. Ziel ist der Schutz des Kindes durch entsprechende Interventionen und durch die lückenlose Beaufsichtigung der Umgangskontakte. Dies erfordert die ständige Anwesenheit des Umgangsbegleiters während der Umgangskontakte.
Die flankierende Beratung aller Familienmitglieder ist stets erforderlich mit dem Ziel, die familiäre Beziehungssituation zu verbessern. Gegebenenfalls muss eine externe Therapie für einzelne Familienmitglieder vorgeschlagen werden.

5.
Begleiteter Umgang im Kontext

von Umgangsregelungen

Begleiteter Umgang ist bei vielen Problemkonstellationen zum Umgangsrecht nicht das erste Angebot. Begonnen wird meist mit einer Elternberatung. Diese wird immer dann angeboten, wenn Eltern selbst nicht in der Lage sind Umgangsregelungen autonom zu vereinbaren. Die Elternberatung kann in Begleiteten Umgang münden.

Im Folgenden werden einige Indikationen für Elternberatung, Begleiteten Umgang und Umgangsausschluss genannt. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass das Vorgehen immer im Einzelfall entschieden werden muss. Katalogisierte Kriterien können nur Anhaltspunkte sein.

Indikationen, bei denen in der Regel eine Elternberatung ausreicht:

· Kommunikationsprobleme bzw. Abbruch der Kommunikation.

· Einbeziehung der Kinder in den elterlichen Konflikt.

· Negative Beeinflussung eines Elternteils.

Indikationen, die in der Regel Unterstützten, Begleiteten, oder Beaufsichtigten Umgang erfordern:

· Belastungen im Verhältnis zwischen Kind und umgangsberechtigten Elternteil.

· Problemlagen beim umgangsberechtigten Elternteil, die die Eltern-Kind-Beziehung belasten oder das Kindeswohl gefährden.

· Probleme bei der Durchführung der Umgangskontakte.

· Gefahr der Kindesentführung.

Indikationen, die Umgang (zunächst kurzfristig) ausschließen:

· Begutachtung

· Anhaltende Weigerung des Kindes

· Psychische Beeinträchtigung des Kindes, die sich durch Umgang verschlechtern kann

· Sexuelle Gewalt oder schwere psychische Gewalt oder schwere Fälle häuslicher Gewalt oder Misshandlung
Es handelt sich um ein gestuftes Verfahren, weil Entscheidungen schrittweise gefällt werden. So entsteht eine Kette von Entscheidungs- und Interventionsprozessen, bis eine kindeswohlgerechte Entscheidung gefällt werden kann.

So kann während eines befristeten Umgangsausschlusses eine Gutachten angeregt werden und / oder verschiedene Beratungsangebote empfohlen werden z. B. nach häuslicher Gewalt.

6. 
Fallmanagement


6.1. 
Vorbereitungsphase

Die Eltern werden zu gemeinsamen oder getrennten Gesprächen eingeladen. Berücksichtigt werden dabei Vereinbarungen oder Beschlüsse des Familiengerichtes oder des Amtes für Familie und Jugend.

· Darlegung, welche Informationen, Aufträge, Vereinbarungen des Familiengerichts der Beratungsstelle übermittelt wurden.

· Anliegen und Position der Eltern kennen lernen.

· Einstellungen, Wünsche, Belastungen des Kindes/der Kinder erfragen

· Rolle der Vermittler und Beraterinnen erläutern.

· Vorgehen der Beratung bzw. des Umgangs erklären.

In der Vorbereitungsphase wird auch entschieden, ob eine personelle Trennung von Beratung und Umgangsbegleitung notwendig, bzw. hilfreich ist. Denkbar ist auch, eine eigene Fachkraft für das Kind zur Verfügung zu stellen.

Unter folgenden Bedingungen ist eine Rückverweisung an das Familiengericht oder das Amt für Familie und Jugend notwendig:

· Wenn eine fehlende oder nicht ausreichende Mitwirkungsbereitschaft eines Elternteils oder beider Eltern vorliegt.
· Wenn ein Kind sich vehement widersetzt bzw. es nicht gelingt, dass das Kind sich vom betreuenden Elternteil trennt.

· Wenn neue Erkenntnisse seit der familiengerichtlichen Entscheidung vorliegen, die mit einem Umgang zurzeit nicht vereinbar sind.

6. 2.
Durchführungsphase

6.2.1. Elternberatung

In der Regel ist eine Fachkraft federführend. In getrennten oder gemeinsamen Gesprächen wird versucht einvernehmliche Regelungen bezüglich des Umgangsrechts zu erreichen. Elternberatung kann parallel zu einer der drei Formen des Begleiteten Umgangs stattfinden oder für die Regelung des Umgangs für sich genommen ausreichend sein.

In Gesprächen soll eine Kommunikationsebene geschaffen werden, die es ermöglicht Absprachen zu treffen. Ziel ist auch Einvernehmlichkeit darüber zu erzielen, welche Informationen ausgetauscht werden können und müssen, bzw. welche Entscheidungen gemeinsam gefällt werden sollten.

Übergeordnetes Ziel ist eine Entlastung für das Kind bzw. die Kinder zu erreichen. Grundsätzlich sollten die Perspektiven des Kindes bzw. der Kinder durch ein Gespräch mit dem Kind selbst in Erfahrung gebracht werden.
6.2.2. Unterstützter Umgang

Ziel ist eine Verbesserung des Eltern-Kind-Kontaktes zu erreichen. Während Beratung und Umgangskontakt werden Hilfestellungen zur Verbesserung der Beziehungsqualität gegeben. Zusätzlich vermittelnde Gespräche mit beiden Eltern werden bei Bedarf angeboten.

6.2.3. Begleiteter Umgang im engeren Sinn

Ziel ist Eltern-Kind-Kontakte zu ermöglichen, trotz Elternstreit. Mit den Eltern wird der Ablauf des Umgangs besprochen sowie verschiedene Modalitäten (Dauer, geplante Häufigkeit, Ort, Spiele etc.) In einem oder mehreren Terminen werden das Kind, bzw. die Kinder auf den Umgang vorbereitet. Wünsche des Kindes werden berücksichtigt, z. B. welche Themen im Umgang nicht besprochen werden sollen. Auf Wunsch eines Elternteils kann zunächst die Übergabesituation so geregelt werden, dass die Eltern sich nicht begegnen. Auch hier wird Hilfe zur Verbesserung der Beziehungsqualität gegeben. Bei Störungen wird vom Umgangsbegleiter direkt interveniert. Die Umgangskontakte werden mit den Eltern, getrennt oder gemeinsam sowie mit dem Kind nachbesprochen.

6.2.4. Beaufsichtigter Umgang

Da ein erhöhtes Risiko für eine Gefährdung der Kinder vorliegen kann, ist eine lückenlose Beaufsichtigung des Umgangs zwingend notwendig. Ebenso ist eine ausführliche flankierende Beratung Voraussetzung. Bei häuslicher Gewalt oder sexuellem Missbrauch kann eine externe therapeutische Maßnahme vorgeschrieben werden. Parallel zum beaufsichtigten Umgang sind zum Teil weitere Maßnahmen zur Diagnostik und Intervention vereinbart (z. B. Begutachtung), so dass in einem gestuften Verfahren Schritt für Schritt entschieden wird, welche Vorschläge dem Kindeswohl am ehesten dienen.
6.3.
Abschlussphase

Das Ziel im Beratungsprozess ist, dass die Eltern wenn möglich die Umgangskontakte selbstständig regeln. Dies kann in unterschiedlichen Varianten erfolgen:
· Während des Begleiteten Umgangs einigen sich die Eltern auf Umgangskontakte außerhalb der Beratungsstelle. Das Angebot von begleiteten Elterngesprächen besteht solange es für die Eltern hilfreich und notwendig erscheint. Aufgabe ist es dabei auch, das Kindeswohl im Blick zu behalten.


· Der Begleitete Umgang wird in kleinen Schritten verselbstständigt. Beispielsweise können zunächst die Umgangskontakte an der Beratungsstelle begonnen und beendet werden. In weiteren Schritten können stundenweise Kontakte geplant werden. In Beratungsgesprächen werden die genauen Modalitäten gemeinsam vereinbart, sowie die stattgefundenen Kontakte nachbesprochen. Die Kinder werden ggf. einbezogen.


· Es ist auch möglich, dass sich Eltern auf eine Begleitperson aus ihrem Umfeld einigen, die in die Beratung miteinbezogen werden kann.

Sobald die Eltern sich einverstanden erklären, die Kontakte ohne unterstützende Gespräche an der Beratungsstelle zu vereinbaren, und es dem Kindeswohl entspricht, werden die Gespräche beendet. 
Ziel ist in jedem Fall, dass die Eltern den Kontakt zur Beratungsstelle frühzeitig wieder aufnehmen, wenn erneut Probleme auftauchen.
Eine Unterbrechung der Umgangskontakte kann erfolgen, wenn

· ein Kind sich nachhaltig weigert.
· ein Elternteil massiv und/oder wiederholt Vorgaben der Fachkraft nicht einhält.
· eine Gefährdung des Kindes auch durch Begleitung nicht ausreichend ausgeschlossen werden kann.

Die Beratung der Familie kann fortgeführt werden. Eine Wiederaufnahme des Begeleiten Umgangs ist möglich, wenn sich die oben genannten Bedingungen entsprechend verändern. 

Die Ergebnisse des Beratungsprozesses werden mit Einverständnis der Eltern dem Familiengericht schriftlich oder telefonisch mitgeteilt, gegebenenfalls auch dem Amt für Familie und Jugend. 

7. Zusammenarbeit mit Gericht und dem Amt für Familie und Jugend

Grundsätzlich sind die Beraterinnen und Berater zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Meist wird eine Schweigepflichtsentbindung angestrebt, oder diese wird bereits beim Familiengericht von den Eltern eingeräumt. In der Regel wird ein Ergebnisbericht an das Familiengericht gegeben, wenn Familien vom Familiengericht geschickt wurden. Im Einzelfall kann es notwendig sein, detaillierte Absprachen mit dem Familiengericht und/oder dem Amt für Familie und Jugend zu treffen.

In regelmäßigen Kooperationsgesprächen mit dem Familiengericht und dem Amt für Familie und Jugend wird die Zusammenarbeit reflektiert, sowie fachliche Themen diskutiert.
8.
Anhang
Folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Formen des Begleiteten Umgangs mit ihren Zielen und Inhalten

	
	Unterstützter Umgang
	Begleiteter Umgang i.e.S.
	Beaufsichtigter Umgang

	Indi-
kationen
	Dysfunktionale Familiensituationen, in denen keine unmittelbaren oder nur mehr geringe Risiken für das Kind ersichtlich sind

· Väter, die ihr nicht ehelich geborenes Kind noch nie gesehen haben und unsicher sind im Umgang mit ihrem Kind 

· Lange Phase der Kontaktunterbrechung nach Elterntrennung

· Fortsetzungsleistung nach beaufsichtigtem Umgang
	Familiensituationen, in denen bedingt durch starke Konflikte auf Eltern-Ebene eine indirekte Gefährdung des Kindes nicht auszuschließen ist

· Heftige Auseinander-setzungen der Eltern bei Übergabesituationen 

· Fehlende Kommunikations- und Kooperationsbereitschaft der Eltern
	Familiensituationen, in denen eine direkte Gefährdung des Kindes durch umgangsberechtigten Elternteil besteht bzw. nicht ausgeschlossen werden kann

· Gefahr der Kindesentführung

· Häusliche Gewalt

· Verdacht auf sexuelle  Gewalt gegen das Kind



	Ziele
	· (Wieder-)Herstellung von Eltern-Kind-Kontakt 

· (Wieder-)Aufbau von Beziehungsqualität

· Entwicklung von kompetentem Elternverhalten 
	· Ermöglichen von Eltern-Kind-Kontakt trotz Elternstreit

· Verbesserung der Beziehungsqualität, die unter Elternstreit gelitten hat

· Verbesserung von Kommunikation und Kooperation der Eltern in Bezug auf ihr Kind

· Stabilisierung der familialen Beziehungssituation
	· Ermöglichen von Eltern- Kind-Kontakt trotz Risiken

· Leistungsabbruch, wenn Kindeswohl gefährdet

· Ängste und Misstrauen bei betreuendem Elternteil abbauen, wenn Kontakte positiv verlaufen 

	Aufgabe des Umgangs-begleiters
	· Umgangsbegleiter bei Bedarf anwesend
	· Umgangsbegleiter ist verfügbar
	· Lückenlose Beaufsichtigung des Umgangskontaktes

	Indikation für Beratung
	· Beratung bei Bedarf 
	· Beratung aller Familienmitglieder
	· Beratung aller Familienmitglieder

	Abschluss
	· Elternvereinbarung bei Bedarf

· Beendigung, wenn sich Kind Kontaktfortführung ohne Begleitung zutraut
	· Elternvereinbarung
	· Elternvereinbarung oder Kontakterhalt über unterstützten Umgang als längerfristige Hilfe bei Restrisiko, wenn ansonsten positiver Verlauf
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